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.Foderalismus
fordern

Die Schweiz ist stabil und sorgt fiir Rechts-,
Handels- und soziale Sicherheit.

Die hohe Eigenstindigkeit der Gemeinden
und Kantone macht’s moglich.

Wer sie untergribt, setzt die Zukunft

aufs Spiel.

Christian Frey, Christoph A. Schaltegger

und Lukas A. Schmid

leine und mittlere Unternehmen stellen in der Schweiz rund
K68 Prozent aller Arbeitspldtze. Zum Vergleich: in Deutsch-
land betriigt dieser Wert 45, in Osterreich 50 und in Frankreich 52
Prozent!. Gleichzeitig sind hierzulande aber auch viele produk-
tive und innovative Grossunternehmen beheimatet — mit entspre-
chendem Erfolg auf den Weltmirkten. Uber zahllose Dienstleis-
tungs- und Zulieferbeziehungen verbinden sich die
wirtschaftlichen Akteure in einer erfolgreichen Symbiose: kleine,
mittlere und grosse Unternehmen, traditionelle und moderne,
global ausgerichtete und binnenorientierte, die Industrie und der
Dienstleistungssektor. Damit das auch in den kommenden Jahren
und Jahrzehnten so bleibt, sind gute und vor allem stabile wirt-
schaftliche Rahmenbedingungen notig, eine austarierte Regulie-
rung, ein effizientes Steuersystem, eine langfristig tragfdhige Fi-
nanzpolitik und effiziente soziale Sicherungssysteme, eine
belastbare Infrastruktur, ein erfolgreiches Bildungssystem, ein
flexibler Arbeitsmarkt, eine offene Aussenwirtschaftspolitik so-
wie moglichst hohe Rechtssicherheit. Wie kann der Erfolg der
Schweizer Wirtschaftspolitik mdglichst gut garantiert oder sogar
ausgebaut werden?
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Zunidchst: in der Schweiz sind die wirtschaftlichen Rahmen-
bedingungen in vielen Bereichen massgeblich geprdgt durch den
Foderalismus, weshalb ein genauerer Blick auf die Vor- und Nach-
teile des historisch gewachsenen Subsidiaritdtsprinzips an dieser
Stelle notig ist. Dank ihm sind im Vergleich zu anderen europdi-
schen Staaten zahlreiche Kompetenzen nach wie vor nicht auf
Bundesebene, sondern bei den unteren Staatsebenen angesiedelt.



Lukas A. Schmid, Christian Frey und Christoph A. Schaltegger, photographiert von Thomas Burla. 53
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Die Vorteile des Foderalismus fiir eine effiziente Staatsfithrung
sind in der Literatur mittlerweile gut herausgearbeitet worden: In
foderalistisch organisierten Staaten kann das Kosten- und Leis-
tungsniveau regional unterschiedlichen Bediirfnissen angepasst
werden, das Wirtschaftswachstum wird durch gliedstaatlichen
Wettbewerb und das Haftungsprinzip gestirkt, die Innovations-
freudigkeit durch Flexibilitdt und Akzeptanz unterschiedlicher
Leistungsangebote gesteigert und die Effizienz der Staatsfithrung
durch direkte Betroffenheit und Biirgerndhe gefordert.

Wenn wir aber von notwendiger Stabilitdt reden, so diirfen
die potenziellen Nachteile einer solchen Struktur nicht ver-
schwiegen werden. Immer wieder wird etwa darauf hingewiesen,
dass ein ausgeprédgter Wettbewerbsfdderalismus zu einer zuneh-
menden Polarisierung der Einkommensschichten fithren konne.
Diese Frage nach der Verteilung des Einkommens ist in Zeiten des
rasanten technologischen Fortschritts keine unwichtige — und sie
diirfte insbesondere fiir KMU kiinftig an Bedeutung gewinnen,
schliesslich sind diese oft stark standortgebunden: Sozialer Aus-
gleich, gesellschaftliche Kohdsion und inklusives Wachstum, bei
denen breite Bevolkerungskreise von der wirtschaftlichen Ent-
wicklung profitieren, sind somit fiir sie zentral.

Viele Industriestaaten sind mit dem demographischen Wan-
del, einem beschleunigten technologischen Fortschritt und den
Herausforderungen der Globalisierung vor gewichtige vertei-
lungspolitische Probleme gestellt. In Staaten, die nicht imstande
sind, angemessene Losungen dafiir anzubieten, drohen politische
Umwiélzungen. Derartige gesellschaftliche Spannungen, ein Wie-
deraufleben des iiberwunden geglaubten Klassenkampfs und da-
mit einhergehende politische Instabilitdt wiirden die wirtschaftli-
chen Rahmenbedingungen spiirbar beeintrichtigen, vor allem fiir
kleine und mittlere Unternehmen, die nicht in der Lage sind, ih-
ren Standort von heute auf morgen zu verlegen. Welche Antwor-
ten auf die Verteilungsfrage hat also die Schweiz? Und welche
muss sie morgen erst noch liefern?

Einkommensverteilung in der Schweiz?

Seit den 1980er Jahren ereignen sich in den Arbeitsmérkten der
Industriestaaten sehr grundlegende Verdnderungen. Stichworte
dazu sind die Globalisierung der Wirtschaft und der rasante Fort-
schritt in der Informations- und Kommunikationstechnologie.
Diese Entwicklung hatte in einigen Lidndern eine spiirbare Ver-
schlechterung der Einkommenssituation fiir gering qualifizierte
Arbeitskrifte sowie fiir bestimmte Risikogruppen (z.B. Alleinerzie-
hende, Langzeitarbeitslose) zur Folge. In der Schweiz ldsst sich
diese Entwicklung bislang nicht beobachten. In bezug auf die Pri-
mareinkommen (Einkommen vor Umverteilung®) der Haushalte
weist die Schweiz im Vergleich der Industriestaaten eine ausseror-
dentlich geringe Ungleichheit auf. Abbildung 1 (S. 56) zeigt die Un-
gleichheit gemessen am Gini-Koeffizienten® vor Umverteilung
(graue Balken) sowie nach Umverteilung (schwarze Balken). Einzig
in Siidkorea sind die Primdreinkommen gleichmassiger verteilt.
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Aufgrund der bisher weitgehend liberalen Arbeitsmarktpoli-
tik der Schweiz weist das Land auch keine Zweiteilung des Ar-
beitsmarktes — in eine lockere Regulierung fiir nichtregulidre Be-
schiftigungsformen bei strikter Regulierung der reguliren Be-
schiéftigung — auf, wie sie teilweise in Europa beobachtet werden
kann. Ein weiterer Faktor der gleichméssigen Primérverteilung ist
das Bildungssystem mit seiner dualen Berufsbildung und mit ei-
ner hohen Durchlédssigkeit der Bildungswege. Die zunehmende
Lohnspreizung zwischen hoch und gering qualifizierten Arbeits-
krédften aufgrund des technologischen Fortschritts kann so im-
merhin eingeschrankt werden, die Schweiz ist im «Race between
Education and Technology» verhéltnismidssig gut aufgestellt. An-
hand der relativ geringen Lohnunterschiede ldsst sich diese An-
nahme erhirten: Das Dezilverhiltnis P9o/P10 zwischen dem Ar-
beitseinkommen, das nur 10 Prozent der Erwerbstdtigen {iber-
schreiten, und dem Einkommen, das nur 10 Prozent der Bevilke-
rung unterschreiten, lag im Jahr 2012 bei 2,7, wobei nur sieben In-
dustriestaaten einen tieferen Wert aufweisen (Abbildung 2, S. 56).

Die gleichmissige Verteilung der Markteinkommen bringt
den Vorteil mit sich, dass sich der Umverteilungsbedarf in Gren-
zen hilt und damit verbundene Effizienzverluste vermieden wer-
den konnen. Gemessen am Gini-Koeffizienten reduziert sich die
Ungleichheit durch die Umverteilung in der Schweiz um 22,5 Pro-
zent, wihrend dieser Wert im Durchschnitt der OECD bei 33,7
Prozent liegt. Trotzdem weist die Schweiz auch fiir die Ungleich-
heit der verfiigbaren Einkommen einen unterdurchschnittlichen
Wert auf. Nur in 9 von 31 Industriestaaten ist die Ungleichheit der
verfiigbaren Einkommen geringer.

Keine sich 6ffnende Einkommensschere
beiden hohen Einkommen

Die Schweiz weist im internationalen Vergleich nicht nur sehr
gleich verteilte Einkommensverhiltnisse auf, die Verteilungs-
situation ist historisch auch ausserordentlich stabil. Dies ldsst
sich an der Entwicklung des Anteils der reichsten 1 Prozent am
gesamten Einkommen ablesen (Abbildung 3, S. 56): In den meisten
Industriestaaten fiihrten die grossen Krisen der ersten Hilfte des
20. Jahrhunderts zu Einbriichen der Topeinkommen, eine sehr
hohe Steuerbelastung in der Nachkriegszeit brachte ausserdem
eine stetige Abnahme der Einkommenskonzentration mit sich.
Von den grossen Krisen deutlich weniger betroffen und ohne eine
konfiskatorische Steuerbelastung der hohen Einkommen verlief
die Entwicklung der Topeinkommen in der Schweiz weitgehend
stabil. Das gilt auch fiir die Entwicklung seit den 1980er Jahren.
Wihrend in angelsdchsischen Lindern heute so hohe Werte ge-
messen werden wie seit dem 2. Weltkrieg nicht mehr, entspricht
das heutige Niveau der Topeinkommen in der Schweiz in etwa
demjenigen vom Anfang der 1970er Jahre®. Ein Vergleich der pro-
zentualen Anstiege der Einkommensanteile verschiedener Top-
einkommensgruppen seit 1981 zeigt, dass die Entwicklung in den
USA deutlich stdrker ausgeprégt ist als in der Schweiz (Tabelle 1):



Tabelle 1
Einkommensgruppe Schweiz USA  Schweiz USA
19711981 1981-2012

Top 10% - Top 5% ~0,39 4,35 12,86 6,89
Top 5% - Top 1% -8,88 1,81 10,39 29,68
Top 1% - Top 0,5% -19,55 2226 1191 60,38
Top 0,5% - Top 0,1% =73.51 —0,31 13189 93113
Top 0,1% - Top 0,01% —-32,53 12,14 27,60 178,98
Top 0,01% ~32.05 26,92 76,98 372,73

Prozentuales Wachstum der Anteile verschiedener Topeinkom-
mensgruppen vor und nach 1981. Quelle: Eigene Darstellung.
The World Wealth and Income Database. http://www.wid.world/,
Zugriff 2016; fiir die Schweiz: Eigene Berechnungen, basierend
auf der Statistik der direkten Bundessteuer.

Die Forschung bezieht sich dabei hauptsédchlich auf die Brut-
toeinkommen und vernachldssigt damit die signifikante steuerli-
che Belastung der hohen Einkommen. Klar ist: {iber die stark pro-
gressive direkte Bundessteuer sowie die nicht leistungssteigern-
den Sozialversicherungsbeitrége tragen die hochsten Einkommen
in der Schweiz einen bedeutenden Anteil an der Finanzierung des
gesamten Staates. Das Steuersystem bewirkt somit eine gleichere
Verteilung der Einkommen nach Steuern. Eine neuere Untersu-
chung weist auf eine signifikante und langfristig sehr stabile Ent-
wicklung der Umverteilungswirkung des Steuersystems in der
Schweiz hin (vgl. Abbildung 4, S. 57).”

Der Einwand, in gewissen Kantonen sei die Einkommenskon-
zentration aber hoher, trifft zu, dies scheint sich jedoch nicht ne-
gativ auf die mittleren Einkommen in diesen Kantonen auszuwir-
ken. Es existiert vielmehr ein positiver Zusammenhang zwischen
dem Einkommensanteil der Top-1-Prozent in einem Kanton und
dem dortigen Medianeinkommen (Abbildung 5, S. 57).

Sozialer Ausgleich dank stabilen Rahmenbedingungen

Die Schweiz zeichnet sich also durch eine sehr gleichméssige
Verteilung der Einkommen aus, was die Frage aufwirft, ob dieses
Resultat wegen oder trotz des Foderalismus erreicht wurde?
Schauen wir ndher hin: Im Bereich des sozialen Ausgleichs sieht
die traditionelle Foderalismustheorie ausschliesslich den Zentral-
staat in der verteilungspolitischen Verantwortung. Die Argumen-
tation basiert auf der Mobilitdt der Steuerzahler: Zwischen Ge-
bietskorperschaften gebe es nur geringe Wanderungshiirden, fiir
den lokalen Fiskus stellten insbesondere die hohen Einkommen
ein attraktives Steuersubstrat dar — entsprechend sei die Politik
bemiiht, besonders im oberen Bereich der Einkommensskala at-
traktive Bedingungen zu bieten, um gute Steuerzahler anzuzie-
hen. Die Folge sei ein wenig progressiv — oder nach Moglichkeit
gar regressiv — ausgestaltetes Steuersystem auf lokaler Ebene.
Eine stdrkere Dezentralisierung der Einnahmen, so die Theorie,
konne damit die Umverteilung {iber das Steuersystem beeintrich-
tigen. Spiegelbildlich zur Gefahr der Abwanderung hoher Ein-
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Stichwort: Stabilitat

Urs Kessler
CEO Jungfraubahnen, Interlaken

Was hat Sie in den vergangenen fiinf Jahren
unternehmerisch besonders herausgefordert?
Wir haben schon vor 20 Jahren auf Asien gesetzt.
Heute konnen wir am Wachstum in Asien
teilhaben und davon profitieren — und kompensie-
ren so vor allem den teils eingebrochenen europdi-
schen Markt der letzten Jahre. Sorgen gemacht
hat uns vor allem das Geschdftsjahr 2016 — denn
die Schweiz als Tourismusdestination hat unter
den Terroranschldgen in Europa gelitten. Wir
splirten die Auswirkungen bei unseren Besuchern
aus Asien, so dass wir 2016 erstmals seit sieben
Jahren einen Riickgang bei den Frequenzen hatten,
fiir das neue Jahr sieht es wieder besser aus.

Welche Herausforderungen sehen Sie in

den ndchsten fiinf Jahren auf Ihren Betrieb
zukommen?

Wir sehen der Zukunft zuversichtlich entgegen.
Wachstum, wie meist davon gesprochen wird,

ist in unserem Kerngeschidft «Transport am Berg»
beschrdnkt — die Jungfraubahnen konnen nicht in
alle Ewigkeit wachsen. Unsere Vision von einer
Million Jungfraujochbesuchern in der Hochsaison
haben wir schon 2015 erreicht, darum setzt
Wachstum bei uns bei der Steigerung des Durch-
schnittsertrags pro Gast an. Klar ist: das Reiseland
Schweiz wird nie eine Preisfiihrerschaft haben.
Das heisst, wir kénnen uns nur iiber die Qualitdt
differenzieren, also die Erwartungen der Gdste
iibertreffen. Wir miissen die Preise deshalb nicht
nur hoch halten, sondern weiter steigern konnen.
Dazu gehdren Investitionen in die Zukunft, die
langfristige Vorteile bringen. Um fiir die néchsten
20 bis 30 Jahre gewappnet zu sein, miissen wir
wieder in die «Champions League» beim Winter-
sport kommen; dahin zielen unsere zukiinftigen
Projekte, wie die V-Bahn, die sowohl den Eiger-
gletscher als auch den Mdnnlichen erschliessen
und damit die Reisezeit ins Skigebiet deutlich
verkiirzen soll.
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Quelle: Eigene
Darstellung.
Grundlage:

OECD (2016),
http://stats.oecd.
org/ (28.06.2016).

Quelle: Eigene
Darstellung.
Grundlage:

OECD (2016),
http://stats.oecd.
org/ (28.06.2016).

Quelle: Eigene Dar-
stellung. The World
Wealth and Income
Database.
http://www.wid.
world/, Zugriff 2016;
fiir die Schweiz: Ei-
gene Berechnungen,
basierend auf der
Statistik der direkten
Bundessteuer.
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Grafik I: Gini-Koeffizient der #quivalenzgewichteten Haushaltseinkommen 2012 in OECD-Staaten,

Haushalte im erwerbsfahigen Alter
]
< é < = §
4.0
3.0
2.0
1.0
< = 2 M U M N M o Z <
EEZHEEREDUEEEG g

Grafik III: Einkommensanteil der Top 1% an den Bruttoeinkommen auf Basis der Steuerstatistik®
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Grafik II: Dezilverhiltnis der Arbeitseinkommen 2012 in OECD-Staaten
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Grafik IV: Vergleich des Einkommensanteils der Top 0.1% vor und nach den Steuern
in der Schweiz und den USA*?
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Grafik V: Top-1%-Einkommensanteil und Medianeinkommen nach Kantonen 2013
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Grafik VI: Effekt von Dezentralisierung der Einnahmen auf Ungleichheit nach Steuern in Abhéngigkeit
der durchschnittlichen Gemeindegrésse in einem Kanton
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Quelle: Eigene
Darstellung. Grundlage
fiir die USA: Piketty
und Saez (2007); fiir die
Schweiz: Frey et al.
(2017).

Quelle: Eigene Berech-
nungen basierend

auf der Statistik der
direkten Bundessteuer.

Quelle: Frey, C. und
Schmid, L. A. (in Kiirze
erscheinend). Féderalis-
mus und Einkommens-
(um)verteilung.

In: Foderalismus und
Wettbewerbsfihigkeit,
Feld, L. P. und Schalt-
egger, C. A. (Hrsg.),
Studie im Auftrag der
ch-Stiftung.
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«Dezentral organisierte Staaten sind
besser in der Lage, auf kommende
Herausforderungen zu reagieren, denn
eln ausgepragter Foderalismus sorgt
fur politische Stabilitat, den zentralen
Faktor einer erfolgreichen und sozial
ausgeglichenen wirtschaftlichen

Entwicklung.»

Christian Frey, Christoph A. Schaltegger, Lukas A. Schmid

kommen bei progressiven Steuern besteht bei grossziigig ausge-
stalteten Sozialleistungen die Gefahr der Zuwanderung in das So-
zialsystem. Aufgrund des angenommenen «Sozialtourismus» ha-
ben lokale Behorden Anreize, die Sozialleistungen auf das No-
tigste zu beschrinken.

So weit die Theorie. Aber lassen sich diese behaupteten Nach-
teile des Foderalismus in der Schweiz auch tatsidchlich nachwei-
sen? Erstaunlicherweise nicht®: Kantone, die stiarker dezentral or-
ganisiert sind und ihren Gemeinden eine grossere fiskalische Auto-
nomie zugestehen, weisen tendenziell eine geringere Ungleichheit
der Bruttoeinkommen auf. Zwar wird in diesen Kantonen auch we-
niger durch das Steuersystem umverteilt, aber der erste Effekt
iiberwiegt, so dass die Einkommen auch nach Beriicksichtigung der
Steuerbelastung gleichmaissiger verteilt sind (Abbildung 6, S. 57).

Wie ldsst sich dieses Ergebnis erkldren? Einerseits diirften
Gemeinden aufgrund ihrer Ndhe zum Biirger besser in der Lage
sein, Sozialleistungen gezielt und effizient den Bediirftigen zu-
kommen zu lassen. Die Untersuchung zeigt andererseits auch,
dass der positive Effekt des Fiskalfoderalismus von einer Min-
destgrosse der Gemeinden abhdngt. In stark fragmentierten Kan-
tonen mit sehr kleinen Gemeinden kann sich der Effekt gar um-
kehren.

Eine weitere Erkldarung liegt in den zu Beginn dargelegten po-
sitiven Effekten auf die Effizienz. Diese diirften sich nicht nur auf
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die generelle Einkommenshohe, sondern auch auf deren Vertei-
lung positiv auswirken: Foderal organisierte Staaten weisen eine
effizientere Verwaltung auf, konnen die Wirtschaftspolitik an die
lokalen Bedingungen anpassen, neue innovative Losungen ein-
fithren und so die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen optimal
ausgestalten. Eine florierende Wirtschaft mit entsprechend guten
Arbeitsmarktbedingungen ermdglicht es letztlich der gesamten
Bevoilkerung, am Wohlstand teilzuhaben — man spricht aktuell
von sogenannt «inklusivem Wachstum»: Wenn bereits die am
Markt erzielten Einkommen breit verteilt sind, dann ergibt sich
auch ein geringerer Umverteilungsbedarf. Eine gleichmassige
Einkommensverteilung wird nicht mittels zusitzlicher Umvertei-
lung und der damit verbundenen Ineffizienzen und Fehlanreize
erreicht, sondern iiber eine gleichere Verteilung der Marktein-
kommen, also sehr effizient.

Angesichts des ausgeprigt foderalen Systems der Schweiz er-
scheint die hohe Stabilitdt der Einkommens(um)verteilung zu-
néchst erstaunlich, denn wie verschiedentlich durch empirische
Studien belegt, siedeln sich die einkommensstiarksten Haushalte
tendenziell in giinstigeren Steuerdomizilen an.® Dieses als «Ein-
kommenssegregation» bekannte Phanomen hat einen abschwi-
chenden Effekt auf die effektive Steuerprogression® in der
Schweiz. Wie ldsst sich also die geringere Einkommensspreizung
trotz fiskalischer Mobilitdt in der Schweiz erkldren?



Einerseits stabilisiert die Schweiz den Fdoderalismus iiber
wichtige zentralstaatliche Elemente wie die direkte Bundessteuer
und die AHV, mit deutlich progressiver Wirkung. Nicht zuletzt
stdrkt aber andererseits der Foderalismus die Stabilitdt. Viele In-
dustriestaaten haben in den Nachkriegsjahren sehr hohe Grenz-
steuersidtze bis 90 Prozent implementiert. In den 1980er Jahren
haben dann insbesondere die angelsdchsischen Staaten die Steu-
ersitze wieder drastisch reduziert. Damit verbunden sind wenig
iiberraschend starke Ausschldge in der Einkommensverteilung.
Die Schweiz weist im historischen Vergleich hingegen eine deut-
lich stabilere Steuerpolitik auf. Nicht zuletzt der Fiskalfoderalis-
mus diirfte hier eine wichtige Rolle spielen. So sind nur schon we-
gen der geringeren Zentralisierung der Steuersetzungskompetenz
radikale Politikwechsel hierzulande kaum moglich.

Diese Ausfithrungen weisen also darauf hin, dass ein Zielkon-
flikt zwischen Effizienz und sozialem Ausgleich beim Foderalis-
mus nicht auftreten muss. Eine dezentrale Organisation scheint
sich nicht nur auf die Effizienz, sondern gleichzeitig auch auf die
Verteilung positiv auszuwirken. Das ist eine bedeutende Einsicht:
Dezentral organisierte Staaten sind besser in der Lage, auf kom-
mende Herausforderungen zu reagieren, denn ein ausgepragter
Foderalismus sorgt fiir politische Stabilitdt, den zentralen Faktor
einer erfolgreichen und sozial ausgeglichenen wirtschaftlichen
Entwicklung.

Sicherung der Vorteile des Foderalismus

Angesichts der Vorteile einer foderalen Staatsordnung sollte
die Schweiz dem Foderalismus Sorge tragen. Damit er seine Wir-
kung weiterhin entfalten kann, miissen gewisse Bedingungen
auch in Zukunft erfiillt sein.

Wichtig ist etwa eine hinreichende Autonomie der Kantone
bei der Einnahmen- und Ausgabengestaltung. Die schleichende
Zentralisierung der Kompetenzen beim Bund, verbunden mit
der Tendenz zum Vollzugsfoderalismus, sind beunruhigende
Entwicklungen. Angezeigt wire diesbeziiglich eine klare Aufga-
benentflechtung zwischen den Staatsebenen, so dass Kantone
und Gemeinden ihre Gestaltungsfreiheit auch tatsdchlich wahr-
nehmen kénnen. Hier braucht es Mut fiir eigenstdndige Losun-
gen. Nur so kdnnen im Sinne eines Laborfoderalismus neue Lo-
sungen entdeckt, getestet und bei Erfolg in der Breite angewandt
werden.

Zentral ist auch die Einhaltung der fiskalischen Aquivalenz
und des Haftungsprinzips. Entscheidung, Risiko, Haftung und
Kontrolle miissen einhergehen. Auch dieses Prinzip wird vielfach
aufgeweicht, etwa wenn der Kantonsanteil an der direkten Bun-
dessteuer im Rahmen einer Unternehmenssteuerreform angeho-
ben wird, um mit diesem Ausgleich «Opfersymmetrie» zwischen
den Staatsebenen herzustellen, und damit eine Haftungsgemein-
schaft entsteht. Nicht zuletzt wird damit auch das «No-Bail-out»-
Prinzip verletzt sowie die Gefahr zukiinftiger Entschadigungsfor-
derungen erhdht (moralisches Risiko)."
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Stattdessen ist vielmehr die fiskalische Aquivalenz zu stir-
ken, indem neben der Aufgabenentflechtung auch auf der Ein-
nahmenseite ein Trennsystem bei den Steuern eingefiihrt wird.
So konnte die Steuerbasis Einkommen natiirlicher Personen von
der Steuerbasis Unternehmensgewinne getrennt und jeweils ei-
ner einzigen Staatsebene zugeteilt werden. Eine andere Moglich-
keit wire, die direkten Steuern den Kantonen zu iiberlassen, wéh-
rend sich der Bund durch indirekte Steuern (etwa die Mehrwert-
steuer) finanziert. Bedeutend ist auch eine hinreichende Solidari-
tdt durch den Finanzausgleich — unter Beibehaltung von Anreizen
zur Pflege der Steuerbasis. Fehlen entsprechende Anreize, so blei-
ben ressourcenschwache Gemeinden und Kantone in ihrer Situa-
tion gefangen, und ein Aufholprozess wird durch das System
nicht beschleunigt, sondern behindert («Finanzausgleichsfal-
len»). Mit der Neugestaltung des Finanzausgleichs und der Aufga-
benteilung (NFA) wurden diesbeziiglich deutliche Verbesserun-
gen erreicht. Leider sind aber die Anreize fiir die ressourcen-
schwachen Kantone noch immer dusserst lusthemmend.” €

'Vgl.: OECD: Employees by business size. Web: https://data.oecd.org/entrepre-
neur/employees-by-business-size.htm#indicator-chart (28.01.2017)

*Dieser und der folgende Abschnitt basieren auf dem Beitrag Einkommensvertei-
lung in der Schweiz: Christian Frey und Christoph A. Schaltegger: Steuern und
Transferleistungen im Kontext der Verteilungsgerechtigkeit. In: Manfred Stiittgen
(Hrsg.): Ethik von Banken und Finanzen. Reihe: Religion — Wirtschaft — Politik,
Schriftenreihe des Zentrums fiir Religion, Wirtschaft und Politik, Band 14, 2016.
3Das Primireinkommen gemaiss BFS setzt sich zusammen aus dem Erwerbsein-
kommen, dem Einkommen aus Vermietung sowie dem Vermdgenseinkommen.
Das verfiigbare Einkommen ergibt sich aus dem Primireinkommen zuziiglich der
Transferleistungen (Renten der AHV, IV und Pensionskassen, Taggelder der EO,
ALV, Suva und Krankenkasse, Pramienverbilligung, Mietzuschiisse, Stipendien,
Familienzulagen und Sozialhilfe) sowie abziiglich Steuern und obligatorischer
Abgaben (Sozialversicherungsbeitrige, Steuern, Grundversicherung Kranken-
kasse, Alimente).

4Jan Tinbergen: Income Distribution: Analysis and Policies. Amsterdam: North-
Holland Publishing Company, 1975.

sDer Gini-Koeffizient bildet die Ungleichheit einer Einkommensverteilung auf
einer Skala von o (Gleichverteilung) bis 1 (maximale Konzentration des Ein-
kommens) ab.

¢Reto Follmi und Isabel Z. Martinez: Volatile Top Income Shares in Switzerland?
Reassessing the Evolution between 1981 and 2010. Review of Economics and
Statistics, in Kiirze erscheinend.

7Christoph A. Schaltegger und Christian Frey: Wie progressiv wirkt das Schweizer
Steuersystem? In: NZZ, 02.05.2016. Web: https://www.nzz.ch/wirtschaft/steuer-
liche-umverteilung-wie-progressiv-wirkt-das-schweizer-steuersystem-1d.17498
#Christian Frey und Lukas A. Schmid: Féderalismus und Einkommens(um)vertei-
lung. In: Lars P. Feld und Christoph A. Schaltegger (Hrsg.): Foderalismus und
Wettbewerbsfihigkeit. Studie im Auftrag der ch-Stiftung, in Kiirze erscheinend.
°Z.B. Christoph A. Schaltegger, Frank Somogyi und Jan-Egbert Sturm: Tax Compe-
tition and Income Sorting: Evidence from the Zurich Metropolitan Area. European
Journal of Political Economy, 2011.

**Marcus Roller und Kurt Schmidheiny: Effective Tax Rates and Effective Progres-
sivity in a Fiscally Decentralized Country. C.E.P.R. Discussion Papers, 2016.
Christoph A. Schaltegger: NFA-Prinzipien wahren ohne neue Verbundfinanzie-
rung. In: NZZ, 18.06.2015. Web: https://www.nzz.ch/meinung/debatte/nfa-prinzi-
pien-wahren-ohne-neue-verbundfinanzierung-1.18564568

2Marius Briilhart und Kurt Schmidheiny: Lusthemmender Finanzausgleich. In:
NZZ, 21.05.2014. Web: https://www.nzz.ch/wirtschaft/lusthemmender-finanz-
ausgleich-1.18306507

59



	Föderalismus fördern

